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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

In seiner Sitzung vom ... erteilte das Präsidium der Paritätischen Parlamentarischen 
Versammlung AKP-EU dem Ausschuss für politische Angelegenheiten die 
Genehmigung zur Ausarbeitung eines Berichts gemäß Artikel 2 Absatz 8 seiner 
Geschäftsordnung über die Weltordnungspolitik und die Reform internationaler 
Institutionen.

In seiner Sitzung vom ... benannte der Ausschuss für politische Angelegenheiten 
Donald Ramotar (Guyana) und Miguel Angel Martínez Martínez als Ko-
Berichterstatter.

Der Ausschuss für politische Angelegenheiten prüfte den Berichtsentwurf in seinen 
Sitzungen vom …

In der letztgenannten Sitzung nahm der Ausschuss den beigefügten 
Entschließungsantrag ... an. 

Bei der Abstimmung waren anwesend: ...

Der Entschließungsantrag wurde am … zur Annahme vorgelegt.
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ENTSCHLIESSUNGSANTRAG

zur Weltordnungspolitik und der Reform internationaler Institutionen

Die Paritätische Parlamentarische Versammlung AKP-EU,

– auf ihrem Treffen in Luanda (Angola) vom 28. November bis 3. Dezember 2009,

– gestützt auf Artikel 17 Absatz 1 ihrer Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Ergebnisse des Treffens der G20 im April 2009 in London,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Europäischen Kommission vom April 2009 
„Unterstützung der Entwicklungsländer bei der Bewältigung der Krise“,

– unter Hinweis auf den Bericht De Larosière vom Februar 2009 über die 
Finanzaufsicht in der EU,

– unter Hinweis auf den Bericht der Weltbank vom Juni 2009 „Global Development 
Finance 2009, Charting a Global Recovery“,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen der UN-Konferenz zur weltweiten 
Finanz- und Wirtschaftskrise sowie deren Auswirkungen auf die Entwicklung, die 
vom 24. bis 26. Juni 2009 in New York stattgefunden hat,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für politische Angelegenheiten (AKP-
EU/XXX),

A. in der Erwägung, dass die Welt gegenwärtig eine Finanz-, Wirtschafts-, 
Lebensmittel-, Energie- und Umweltkrise bislang ungekannten Ausmaßes 
durchmacht,

B. in der Erwägung, dass diese Krise in den Industrienationen ihren Ausgang 
genommen hat, dass aber Entwicklungsländer am härtesten von ihr betroffen sind,

C. in der Erwägung, dass die Strukturen der Weltordnungspolitik, die kurz nach dem 
Krieg, d. h. noch in der Zeit des Kolonialismus geschaffen worden sind, nach wie 
vor das geopolitische Gleichgewicht des vergangenen Jahrhunderts widerspiegeln 
und den Gegebenheiten einer globalisierten Welt nicht mehr entsprechen,

D. in der Erwägung, dass wir die internationalen politischen Institutionen und die 
Finanzinstitutionen umgestalten müssen, damit sie wirksamer, transparenter, 
repräsentativer und besser legitimiert sind,

E. in der Erwägung, dass die schlimmsten Auswüchse der Deregulierung, der 
neoliberale Kapitalismus und die ungezügelte Marktwirtschaft dazu beigetragen 
haben, das weltweite Finanzsystem zu ruinieren, Tausende von Arbeitsplätzen zu 
vernichten und die Armut zu verstärken,
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F. in der Erwägung, dass der Staat dafür verantwortlich ist, Stabilität, Nachhaltigkeit 
und Wachstum zugunsten der Armen zu fördern und sicherzustellen, dass der 
geschaffene Wohlstand möglichst vielen und nicht nur einer Minderheit zugute 
kommt und dass er deshalb die Märkte regulieren und überwachen und die 
Umverteilung in der Wirtschaft gewährleisten muss,

G. in der Erwägung, dass die Ablehnung des Multilateralismus durch einige Länder 
in den vergangenen Jahren zu Konfrontation, Konflikten und interkulturellen 
Auseinandersetzungen geführt hat,

H. in der Erwägung, dass wir aktiv werden und den Klimawandel abwenden müssen, 
um katastrophalen Umweltschäden und deren schweren wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen zuvorzukommen,

I. in der Erwägung, dass die Regierungen reicher Länder den Finanzinstitutionen mit 
Billionensummen unter die Arme gegriffen haben, dass einige von ihnen jedoch 
bei der Verwirklichung ihrer Verpflichtungen im Hinblick auf die Millennium-
Entwicklungsziele Abstriche machen,

J. in der Erwägung, dass die AKP-Staaten in Institutionen wie der Weltbank, dem 
IWF oder dem UN-Sicherheitsrat erheblich unterrepräsentiert sind,

K. in der Erwägung, dass auch Frauen in den Führungsstrukturen unterrepräsentiert 
sind,

L. in der Erwägung, dass die Kapitalabflüsse aus den Entwicklungsländern in Form 
von Kapitalflucht, die in erheblichem Ausmaß durch Steueroasen und das 
Bankgeheimnis begünstigt werden, auf jährlich 350 bis 600 Milliarden Euro 
geschätzt werden,

M. in der Erwägung, dass sich die Beihilfen der OECD-Länder für arme Bauern auf 
ein Prozent ihrer Agrarbeihilfen belaufen,

N. in der Erwägung, dass eine der wichtigsten Aufgaben der Weltbank und des IWF 
darin besteht, die Armut zu bekämpfen,

O. in der Erwägung, dass die Weltbank und der IWF ihre Darlehen nach wie vor mit 
ideologisch bedingten wirtschaftlichen und politischen Auflagen verknüpfen,

P. in der Erwägung, dass der OECD-Entwicklungsausschuss ein Forum der 
Regierungen der Geberländer ist, während das neue Forum zur 
Entwicklungszusammenarbeit unter der Ägide der Vereinten Nationen steht und 
den Entwicklungsländern Mitsprache- und Mitwirkungsmöglichkeiten bietet,

Q. in der Erwägung, dass das soziale Vertrauen in die internationalen Strukturen der 
Weltordnungspolitik dringend wiederhergestellt werden muss,

Weltordnungspolitik – mehr Mitsprache für die Entwicklungsländer
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1. fordert die Völkergemeinschaft auf, die internationalen Institutionen 
repräsentativer und integrativer zu machen und dafür zu sorgen, dass die 
Entwicklungsländer mehr Einfluss erlangen;

2. fordert die G20 auf, den Mitgliedern der Gruppe der 77 einen Sitz am 
Verhandlungstisch zu geben;

3. betont, dass den Entwicklungs- und Schwellenländern im Exekutivdirektorium des 
IWF sowie im Gouverneursrat der Weltbank ein gerechterer Teil an Stimmrechten 
zugewiesen werden muss; fordert deshalb ein neues, auf einer doppelten Mehrheit 
beruhendes Abstimmungssystem, bei dem jedes Mitglied eine Stimme hat und 
auch das wirtschaftliche Gewicht berücksichtigt wird;

4. fordert, dass das Vetorecht der USA in IWF und Weltbank aufgehoben wird;

5. betont, dass offene und transparente Verfahren zur Ernennung der Führungskräfte 
aller internationalen Finanzinstitutionen eingeführt werden müssen, bei denen die 
Verdienste der jeweiligen Personen zugrunde gelegt werden; 

6. fordert den UN-Sicherheitsrat auf, den Kreis seiner Mitglieder zu erweitern;

Weltwirtschaftspolitik – die Lehren der jüngsten Vergangenheit

7. fordert die Völkergemeinschaft auf, einen strikteren und transparenteren 
ordnungspolitischen Rahmen für die internationalen Finanzmärkte zu schaffen;

8. spricht sich nachdrücklich für eine Reform des IWF aus, damit er seinen 
Aufsichts- und Überwachungsaufgaben besser nachkommen kann und bei 
weltweiten Ungleichgewichten des Marktes oder makroökonomischen Risiken 
rechtzeitig warnen kann;

9. fordert alle Beteiligten auf, für eine bessere Koordinierung zwischen den Bretton-
Woods-Institutionen, der Gruppe der 20 und den regionalen Entwicklungsbanken 
zu sorgen;

10. fordert die Mitglieder der G20, vor allem die betreffenden Mitgliedstaaten, auf, 
unverzüglich Maßnahmen zu ergreifen, um Steueroasen zu beseitigen und gegen 
das Bankgeheimnis vorzugehen, indem sie die internationale Zusammenarbeit, 
den automatischen Informationsaustausch, die Standards für die länderspezifische 
Rechnungslegung für multinationale Unternehmen sowie den Aufbau von 
Kapazitäten in von der Kapitalflucht betroffenen Ländern verbessern;

11. fordert, dass die internationalen Finanzinstitutionen ihre Darlehen nicht länger mit 
wirtschaftlichen und politischen Auflagen verknüpfen;

Multilateralismus – Vorteile für alle
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12. fordert alle Staaten inständig auf, den Multilateralismus und das System der 
Vereinten Nationen zu unterstützen;

13. empfiehlt, dass die beiden hochrangigen Foren, die sich mit 
Entwicklungszusammenarbeit befassen und weltweite Trends bei der 
Entwicklungshilfe, einschließlich der Zielvorgaben der Wirksamkeit der Hilfe, 
analysieren und überwachen, nämlich das UN-Forum zur 
Entwicklungszusammenarbeit sowie der OECD-Entwicklungsausschuss, 
berücksichtigt werden;

14. begrüßt die Tatsache, dass die USA beschlossen haben, wieder in Dialog mit dem 
UN-Menschenrechtsrat zu treten und endlich ihren Sitz wahrzunehmen; fordert 
die EU, die AKP und die anderen Partner auf, dafür zu sorgen, dass sich der 
Menschenrechtsrat für alle Opfer von Menschenrechtsverstößen einsetzt;

Hilfe und Handel

15. begrüßt die Zusage der G20, 1,1 Billionen Dollar zur Ankurbelung der 
Weltwirtschaft bereitzustellen, bedauert jedoch, dass nur ein Bruchteil davon für 
die ärmsten Länder bestimmt sein soll; warnt davor, die Entwicklungsländer durch 
beträchtliche neue Schulden zu lähmen;

16. fordert die EU-Mitgliedstaaten auf, ihren Verpflichtungen im Hinblick auf die 
Millennium-Entwicklungsziele nachzukommen;

17. erkennt an, wie wichtig der Handel ist, betont jedoch, dass der Armut durch freie 
Märkte allein kein Ende gesetzt wird;

18. fordert alle WTO-Mitglieder auf, sich für eine gerechte Vereinbarung zum 
Abschluss der Doha-Entwicklungsrunde einzusetzen, die den Protektionismus 
einschränkt, dabei jedoch die verschiedenen Entwicklungsmöglichkeiten und 
-stufen der stärkeren und schwächeren Volkswirtschaften berücksichtigt und es 
den AKP-Staaten ermöglicht, ihre am meisten gefährdeten Industrien zu schützen;

19. fordert die EU auf, im Rahmen der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen die 
Entscheidung jener AKP-Länder zu respektieren, die kein umfassendes WPA 
wünschen oder umstrittene Themen von 
Interimswirtschaftspartnerschaftsabkommen neu aushandeln wollen; fordert, dass 
die Gemischten Parlamentarischen Ausschüsse in allen geplanten 
parlamentarischen Strukturen, die nach dem Abschluss der WPA eingerichtet 
werden sollen, ein entscheidendes Mitspracherecht haben;

20. fordert die EU auf, ihre Agrarbeihilfen entscheidend zu senken und alle 
Agrarexportbeihilfen zu streichen;

21. fordert die EU auf, ihre Handelshilfe-Verpflichtungen einzuhalten und die AKP-
Länder weiterhin beim Ausbau ihrer Handelskapazitäten zu unterstützen;
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Soziale Angelegenheiten und Umweltfragen

22. fordert die Völkergemeinschaft auf, hohe Standards beim Sozial- und 
Umweltschutz und bei den Arbeitnehmerrechten anzuwenden, einschließlich der 
„Agenda für menschenwürdige Arbeit“, und die Entwicklungsländer bei der 
Umsetzung dieser Standards zu unterstützen;

23. fordert die Vereinten Nationen auf, Fragen der Gleichstellung der Geschlechter 
und die Förderung der Teilhabe von Frauen in alle Politikbereiche einzubeziehen;

24. fordert die Vereinten Nationen auf, ECOSOC aufzuwerten, damit nachhaltige 
Lösungen für wirtschaftliche, soziale, beschäftigungspolitische, kulturelle und 
gesundheitspolitische Fragen gefunden werden können;

25. fordert die Weltbank auf, Fragen der Entwicklung, des Klimawandels und der 
Förderung von Gesundheit und Bildung mehr Aufmerksamkeit beizumessen;

26. fordert alle Regierungen auf, auf dem Klimagipfel, der im Dezember in
Kopenhagen stattfinden wird, eine Vereinbarung mit hochgesteckten Zielen 
abzuschließen, durch die die Lasten gerecht zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern geteilt werden;

27. fordert die EU auf, erhebliche Mittel in Forschung, Bildung und Umwelt zu 
investieren, die für die Entwicklungsländer bestimmten Mittel aufzustocken und 
den Technologietransfer zu verstärken;

Mehr Gewicht für die Parlamente und die Bürgergesellschaft

28. fordert alle Staaten auf, eine verstärkte Kontrolle durch die Parlamente zuzulassen 
und die Tätigkeit der Regierungen so transparenter, demokratischer, 
kontrollierbarer und wirksamer zu machen; fordert die Vereinten Nationen und die 
WTO auf, der Mitwirkung der Parlamente einen höheren Stellenwert 
einzuräumen;

29. fordert die Entscheidungsträger, vor allem in den AKP-Ländern, auf, in einen 
Dialog mit der Bürgergesellschaft zu treten und den Organisationen der 
Bürgergesellschaft die grundlegenden Mittel zur Verfügung zu stellen, die sie für 
ihre Tätigkeit benötigen;

30. beauftragt ihre Ko-Präsidenten, diese Entschließung dem AKP-EU-Ministerrat, 
der Kommission der Afrikanischen Union, dem Panafrikanischen Parlament und 
den nationalen und regionalen Parlamenten der AKP-Staaten, der Europäischen 
Kommission, den Vereinten Nationen und ihren Regionalorganisationen, der 
Weltbank, dem IWF, der WTO  sowie dem Vorsitz der EU und der Afrikanischen 
Union zu übermitteln.


